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VERWA-LTUNGSGERICHT FREIBURG 
i 

Im Namen des Volkes 

Urteil 
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In der Verwaltungsrechtssac�e 

.t. 

- Kläger -
prozessbevollmächtigt: 
DGB Rechtsschutz GmbH Offenburg, 
Hermannstr. 20, 77654 Offenburg, Az: 00188-18/cb/cb 

gegen 

wegen Schichtzulage 

hat das Verwaltungsgericht Freiburg -5. Kammer -durch die Vorsitzende Richterin am 
Verwaltungsgericht , den Richter am Verwaltungsgericht und die Richterin  und die 
ehrenamtlichen Richterinnen  und   auf die mündliche Verhandlung 

vom 5. November 2019 

für R e c h t erkannt: 

Der Beklagte wird verurteilt, dem Kläger für die Zeit ab dem 01.01.2015 bis einschließ­
lich 31.12.2018 für die Monate, in denen er mindestens 16,02 Stunden, aber weniger 
als 22,44 Stunden in �er Zeit zwischen 20.00 Uhr und 06.00 Uhr Dienst geleistet hat, 
eine Zulage gemäß § 20 Abs. 5 Satz 1 Erschwerniszulagenverordnung vom 
30.09.2013 i.d.F. der Deutsche-Bahn�Schichtzulagenverordnung i.d.F. vom 
11.12.2015 in Höhe von 36,05 EUR, für die Monate, in denen er mindestens 22,44 
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Uhr Dienst geleistet hat,\ \eme Zulage gemaß der gena�nten Vorschrift m Hohe von 
39,65 EUR, für die Monate, in denen er mindestens 28,85 Stunden, aber weniger als 
35,26 Stunden in der Zeit !zwischen 20.00 Uhr und 06.00 !Uhr Dienst geleistet hat, eine 
Zulage gemäß der genaHnten Vorschrift in Höhe von 45,06 EUR, für die Monate, in 
denen er mindesten's 35,:26 Stunden, aber weniger als 4\1,67 Stunden in der Zeit zwi­
schen 20.00 Uhr und 6.od Uhr Dienst geleistet hat, eine Zulage gemäß der genannten 
Vorschrift in Höhe von 5�;,47 EUR und für die Monate, if denen er mindestens 41,67 
Stunden, aber weniger als48,07 Stunden Dienst geleistet hat, eine Zulage gemäß der 
genannten Vorschrift in Höhe von 55,88 EUR zu zahlen. 

Der Beklagte trägt die Kelten des Verfahrens. 
. : 1 

· Die Berufung wird zugel�ssen.

J 1 

: 1 
Tatbestand 

1 

Der Kläger begehrt die Gewährung einer Schichtzulage. 
: 1 . 1 

Er ist der Deutschen Bahh AG zugewiesener Beamter es Bundeseisenbahnvermö-
11 

1 gens im Amt des Bundesp
1

ahnhauptsekretärs. Im stre1tgegenständhchen Zeitraum war 
der Kläger teilzeitbeschäftigt mit einer regelmäßigen Wcichenarbeitszeit von 25 Wo­
chenstunden, wobei ein� Mailzeitbeschäftigung eine Wothenarbeitszeit von 39 Stun­
den umfasst hätte. Der Dienstplan des Klägers sah von Montag bis Freitag eine Früh-

1 1 1·· 

schicht von 04.28 Uhr bis! 13.02 Uhr und eine Spätschicht lv\ an 13.00 Uhr bis 23.38 Uhr, 
am Samstag eine Frühs�

1
icht von 05.46 bis 13.02 Uhr 1JJnd eine Spätschicht von 13 

Uhr bis 00.19 Uhr und a� Sonntag eine Frühschicht von 65.46 Uhr bis 13.02 Uhr und 
eine Spätschicht von 13.Q U,hr bis 23.38 Uhr vor. 

: 1 
1 • 

Mit Schreiben vom 20.12[2016 an die DB  beantragte der Kläger eine Neube-
: 1 

rechnung und Nachzahl�ng -der Schichtzulage 1 nach § 
1 
20 Abs. 5 Satz 1 (SZ 1) und 

i 1 . . 1 
der Schichtzulagen 4 und 5i nach§ 20 Satz 2 lit. a (SZ 4) und b. (SZ 5) der Verordnung 

! 1 I· 
über die Gewährung von' Erschwerniszulagen vom 03.12.1998, BGBI 1998, 3497, in 

1 
1 1 

. 

der Fassung vom 30.09!.2013 - Erschwerniszulagenv�rordnung - (EZulV a.F.) seit 
; 

. 1 

01.01.2006. Dies ergeb� 1sich aus dem Urteil des Bun�esverwaltungsgerichts vom 
1 1 1 . 1 

26.03.2009 - 2 C 12/18 -.ID>ie Vorgehensweise bei Teilzeitbeschäftigten sei außerdem 
im Rundschreiben des [ iMI vom 05.01.2010 besch/leben. Mit Schreiben vom 
16.01.2017 w�ndte der �l;äger sich erneut gegen die zu geringe Gewährung seiner

j: 1 

1 

! 1 
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Schichtzulagen 1, 4 und 5. Die zur Erreichung der Schichtzulage 1 von ihm zu leisten­

den Stunden und der Auszahlungsbetrag seien im Verhältnis zur Arbeitszeit zu kürzen. 

In den Monaten, in welchen die von ihm zwischen 20.Uhr und 6 Uhr geleistete Arbeits­

zeit den Umfang von 16,25 Stunden erreiche, stehe ihm zumindest ein Betrag in Höhe 

von 36,56 EUR zu: 

Mit Schreiben der DB  vom 21.04.2017 an den Kläger wird ausgeführt, die 

Abrechnung der Nebenbezüge des Klägers sei korrekt auf Basjs des§ 20 Abs. 5 EZulV 

erfolgt. Für eine Neuberechnung bestehe kein Anlass. Es wetde in Abstimmung mit 
----�

---

dem Bundeseisenbahnvermögen mitgeteilt, dass die genannte Entscheidung des Bun-

desverwaltungsgerichts nicht auf den Bahnbereich zutreffe. Sie beziehe sich auf die 

Fortzahlung der Wechselschichtzulage nach § 20 Abs. 1 EZulV, für den DB-Konzern 

fänden sich jedoch in § 20 Abs. 5 EZulV Sonderregelungen zur Schichtzulage. Die 

beiden Regelungen hätten völlig unterschiedliche Ansätze. Für die Bemessung der 

Wechselschichtzulage nach § 20 Abs. 1 EZulV a.F. seien durchschnittlich geleistete 

Stunden zugrunde gelegt und die Zulage als feststehender Monatsbetrag gewährt wor­

den. § 20 Abs. 5 EZulV regele dagegen Zahlungen für tatsächlich geleistete Stunden. 

Die in dem zitierten Rundschreiben des BMI vom 05.01.2010 für bestimmte Sachver­

halte enthaltene Regelung dahingehend, dass bei Teilzeitbeschaftigten eine proporti­

onal zum Arbeitsumfang reduzierte zeitliche Mindestanforderung zugrunde zu legen 

ist, beziehe sich nur auf die Regelungen des § 20 Abs. 1 und Abs. 2 EZulV sowie § 3 

EZulV. Auf den für den DB-Konzern geltenden § 20 Abs. 5 EZulV finde das Rund­

schreiben keine Anwendung. In den Hinweisen des Bundeseisenbahnvermögens zu§ 

20 EZulV (NR. 20.5.2) werde explizit darauf hingewiesen, dass teilzeitbeschäftigte Be­

amte eine Schichtzulage nach § 20 Abs. 5 Satz 1 EZulV in Höh•e der Tabellenwerte 

erhielten, wenn der jeweilige Schwellenwert (mindestens gerundet 25 Stunden Nacht-

dienst im Monat) erreicht werde. Ein Anspruch auf Neuberechnung ergebe sich auch 

nicht aus§ 2a EZulV. Die Regelung zur Verringerung der Mindeststundenzahl bei Teil­

zeitbeschäftigten in Satz 1 beziehe sich ausdrücklich nur auf Zulagen nach § 3 Abs. 1 

und 3 Satz 2 sowie § 17a Satz 1 Nr. 2 EZulV. § 6 BBesG gelte nur für die im 4. Ab-

schnitt der EZulV geregelten Zulagen, nicht jedoch für die Sonderregelung für den DB-

Konzern, der in Abschnitt 5 geregelt sei. 
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für die Monate, in denen er mindestens 22,44 Stunden, aber weniger als 28,85 
Stunden in der Zeit zwischen 20.00 Uhr und 06.00 Uhr Dienst geleistet hat, eirie 
Zulage gemäß der genannten Vorschrift in Höhe von 39,65 EUR, 

für die Monate, in denen er mindestens 28,85 Stunden, aber weniger als 35,26 
Stunden in der Zeit zwischen 20.00 Uhr und 06.00 Uhr Dienst geleistet hat, eine 
Zulage gemäß der genannten Vorschrift in Höhe von 45,06 EUR, 

für die Monate, in denen er mindestens 35,26 Stunden, aber weniger als 41,67 
Stunden in der Zeit zwischen 20.00 Uhr und 6.00 Uhr Dienst geleistet hat, eine 
Zulage gemäß der genannten Vorschrift in Höhe von 50,47 EUR 

und für die Monate, in denen er mindestens 41,67 Stunden, aber weniger als 
48,07 Stunden Dienst geleistet hat, eine Zulage gemäß der genannten Vor-

-----schrift-in-Höhe-von-:-55;88-EtJR-zu-zahlen. 

,� 

Der Beklagte beantragt, 

die Klage abzuweisen. 

Er trägt vor: Es sei bereits fraglich, ob die Voraussetzungen einer Untätigkeitsklage 

vorlägen. Seitens des Beklagten sei das Schreiben des Klägers vom 25.02.2018 nicht 

als Widerspruch gegen das Schreiben der DB Netz AG vom 21.04.2017 gewertet wor­

den, da der Kläger darin ausschließlich eine Neuberechnung der Schichtzulage 1 rück­

wirkend bis zum Jahr 2000 beantragt habe, während er in den beiden vorherigen 

Schreiben eine Neuberechnung der Schichtzulagen 1, 4 und 5 für die Zeit ab 2006 

gefordert habe. Das Schreiben vom 25.02.2018 stelle mithin einen neuen Antrag dar, 

der richtigerweise an die DB  zu richten gewesen wäre. Insoweit sei der Beklagte 

weder dazu verpflichtet, einen Verwaltungsakt, noch einen Widerspruchsbescheid 

zu erlassen. 

Eine Kürzung des in§ 20 Abs. 5 EZulV geregelten Schwellenwertes für die Schichtzu­

lage 1 aufgrund Teilzeitbeschäftigung sei nicht vorzunehmen. Sobald aber ein Teilzeit­

beschäftigter den Schwellenwert erreicht habe, sei von einer anteiligen Zahlung abzu­

sehen. Auf diese Weise werde dem Grundsatz, dass Teilzeitbeschäftigte nicht benach­

teiligt werden dürfen, vollumfänglich Rechnung getragen. Wenn der Kläger, wie vor­

getragen, si�ben statt wie Vollzeitbeschäftigte zehn Mal im Jahr die Schichtzulage er-
. 

' 

halte, entspreche dies dem Anteil seiner Teilzeitbeschäftigung von· 70 Prozent. 
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hat, bedarf es keiner Entscheidung des Dienstherrn durch Verwaltungsakt (vgl. 
- . --

--- . 

BVerwG, Urt. v. 28.06.2001 - 2 C 48/00 -, juris). Ein dem Schreiben vom 25.02.2018 

vorausgehender Antrag des Klägers bei der DB  war daher nicht erforderlich. Die 

Klage ist mithin spätestens im entscheidungserheblichen Zeitpunkt der mündlichen 

Verhandlung nach § 75 VwGO als Untätigkeitsklage zulässig. 

Die Klage ist auch begründet. Der Kläger hat aufgrund des unionsrechtlichen Anwen­

dungsvorrangs einen proportional zu seinem Beschäftigungsumfang zu kürzenden An­

spru�h auf Gewährung der Zulage fü�_�chichtdienst betreffend diejenigen Monate 
◄ 

in. 

den Jahren 2015 bis einschließlich 2018, in welchen er im Umfang von mindestens 

16,23 Stunden zwischen 20 Uhr und 6 Uhr Dienst tat. Die in § 20 Abs. 5 EZulV in der 

bis 30.09.2013 geltenden Fassung geregelte Mindeststundenzahl von 25 zwischen 20 

Uhr und 6 Uhr geleisteten Stunden im Monat, welche für den Erhalt einer Schichtzu­

lage zu erreichen ist, stellt eine nicht gerechtfertigte Benachteiligung von Teilzeit- ge­

genüber Vollzeitbeschäftigten dar. Sie ist gemäß dem Pro-rata-temporis-Grundsatz 

entsprechend dem Beschäftigungsanteil des Klägers herabzusetzen. 

Für Beamte des Bundeseisenbahnvermögens, die - wie der Kläger - der Deutschen 

Bahn AG zugewiesen sind, gilt § 20 Abs. 5 EZulV in der bis 30.09.2013 geltenden 

Fassung gemäß§ 24 Abs. 1 Nr. 1 EZulV fort.§ 20 Abs. 5 EZulV sieht ab der genannten 

Mindeststundenzahl in Stufen von je zehn weiteren zwischen 20 Uhr und 6 Uhr geleis­

teten Stunden eine Schichtzulage beginnend bei 51, 13 EUR vor. Die in § 2a Satz 1 

EZulV n.F. vorgesehene Reduzierung der Mindeststundenzahlen für Teilzeitbeschäf­

tigte entsprechend ihrem Beschäftigungsumfang nimmt die in § 3 Abs. 1 und Abs. 3 

Satz 2 n.F. geregelte Zulage für Dienst zu ungünstiged Zeiten und die in§ 17 a Satz 1 

Nr. 2 n.F. geregelte Zulage für Dienst zu wechselnden Zeiten in Bezug, nicht jedoch 

die Zulage nach der für den Kläger fortgeltenden Vorschrift des§ 20 Abs. 5. 

In der nach § 20 Abs. 5 EZulV a.F. damit unabhängig vom Beschäftigungsumfang 

geltenden Mindeststundenzahl liegt eine unmittelbare Benachteiligung des Klägers 

verglichen mit seinen vollzeitbeschäftigten Kollegen im Sinne von § 4 Nr. 1 des An­

hangs der Richtlinie Nr. 97/81/EG. Der Kläger arbeitete im streitgegenständlichen Zeit­

raum gemäß der in§ 20 Abs. 2 Satz 1 EZulV a.F. enthaltenen Legaldefinition in Schich­

ten. Denn er leistete Dienst nach einem Schichtplan, der einen regelmäßigen Wechsel 
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BBesG abgewichen werden (vgl. BVerwG, Urt. v. 26'.03.2009 - 2 �_12/08_-, juris). Hie­
raus ergeben sich für den Anspruch des Klägers auf die Schichtzulage nach § 20 
Abs. 5 EZulV a.F. die aus dem Tenor ersichtlichen Stufen. 

Die Kostenentscheidung beruht auf§ 154 Abs. 1 VwGO. Es besteht kein Anlass, die 
Kostenentscheidung für vorläufig vollstreckbar zu erklären (§ 167 Abs. 2 VwGO). 

Die Zulassung der Berufung beruht auf der grundsätzlichen Bedeutung der Rechtssa-
che für im Schichtdienst tätige Beamte des Beklagten,_§ 124 Abs. 2 Nr. 3 VwGO. ---·-···--··--·--······. 

Rechtsmittelbelehrung 

Gegen dieses Urteil steht den Beteiligten die Berufung zu, wenn sie vom Verwaltungsgerichtshof Ba­
den-Württemberg zugelassen wird. Der Antrag auf Zulassung ist beim Verwaltungsgericht Freiburg, 
Habsburgerstraße 103, 79104 Freiburg, innerhalb eines Monats nach Zustellung zu stellen. Der Antrag 
muss das angefochtene Urteil bezeichnen. 

Innerhalb von zwei Monaten nach Zustellung sind die Gründe darzulegen, aus denen die Berufung zu­
zulassen ist. Die Begründung ist, soweit sie nicht bereits mit dem Antrag vorgelegt worden ist, beim 
Verwaltungsgerichtshof Baden-Württemberg, Schubertstraße 11, 68165 Mannheim, einzureichen. Die 
Berufung ist nur zuzulassen, wenn 
1. ernstliche Zweifel an der Richtigkeit des Urteils bestehen,
2. die Rechtssache besondere tatsächliche oder rechtliche Schwierigkeiten aufweist,
3. die Rechtssache grundsätzliche Bedeutung hat,
4. das Urteil von einer Entscheidung des Verwaltungsgerichtshofs, des Bundesverwaltungsgerichts,

des Gemeinsamen Senats der obersten Gerichtshöfe des Bundes oder des Bundesverfassungsge­
richts abweicht und auf dieser Abweichung beruht oder

5. wenn ein der Beurteilung des Berufungsgerichts unterliegender Verfahrensmangel geltend gemacht
wird und vorliegt, auf dem die Entscheidung beruhen kann.

Vor dem Verwaltungsgerichtshof muss sich jeder Beteiligte, außer in Prozesskostenhilfeverfahren, 
, ., durch Prozessbevollmächtigte vertreten lassen. Dies gilt auch für Prozesshandlungen, durch die ein 

Verfahren vor dem Verwaltungsgerichtshof eingeleitet wird. Als Bevollmächtigte sind Rechtsanwälte, 
Rechtslehrer an einer staatlichen oder staatlich anerkannten Hochschule eines Mitgliedstaates der Eu­
ropäischen Union, eines anderen Vertragsstaates des Abkommens über den Europäischen Wirtschafts­
raum oder der Schweiz, die die Befähigung zum Richteramt besitzen, und die in § 67 Abs. 2 Satz 2 Nr. 3 
bis 7 VwGO bezeichneten Personen und Organisationen zugelassen. Behörden und juristische Perso­
nen des öffentlichen Rechts einschließlich der von ihnen zur Erfüllung ihrer öffentlichen Aufgaben ge­
bildeten Zusammenschlüsse können sich durch eigene Beschäftigte mit Befähigung zum Richteramt 
oder durch Beschäftigte mit Befähigung zum Richteramt anderer Behörden oder juristischer Personen 
des öffentlichen Rechts einschließlich der von ihnen zur Erfüllung ihrer öffentlichen Aufgaben gebildeten 
Zusammenschlüsse vertreten lassen. 

 

Beglau r.bigt 

 

Urkundsbeamtin der Geschäftsstelle 

 






